
 

 
 

1 
 

 

 

 

 

Bericht des Verwaltungsrats zu unter 

Tagesordnungspunkt 7 vorgesehenen 

Ermächtigung mit der Möglichkeit zum Ausschluss 

des Bezugsrechts (§ 71 Absatz 1 Nummer 8 Satz 

5 i. V. m. § 186 Absatz 4 Satz 2 AktG) 

 

im Rahmen der ordentlichen Hauptversammlung 2020 

am 30. Juni 2020 der 

SNP Schneider-Neureither & Partner SE 

 

WKN: 720370 

ISIN: DE0007203705 

 

Die in der Hauptversammlung am 12. Mai 2016 beschlossene Ermächtigung zum Erwerb 

eigener Aktien läuft am 11. Mai 2021 aus. Die Ermächtigung soll vorzeitig erneuert werden 

Der Gesellschaft soll damit auch weiterhin die Möglichkeit eröffnet werden, eigene Aktien zu 

erwerben. Deshalb ersucht der Verwaltungsrat die Hauptversammlung die Gesellschaft zu 

ermächtigen, eigene Aktien mit einem auf sie entfallenden anteiligen Betrag von bis zu 

10 Prozent des Grundkapitals zu erwerben und diese Aktien unter bestimmten 

Voraussetzungen in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle 

Aktionäre zu veräußern. Die Höchstgrenze von 10 Prozent des Grundkapitals richtet sich dabei 

nach dem zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals oder – falls dieser 

Wert niedriger ist – nach dem zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung bestehenden 

Grundkapital. Die neue Ermächtigung soll wiederum eine Laufzeit von fünf Jahren haben. 

Der Erwerb kann als Kauf über die Börse, mittels eines an alle Aktionäre gerichteten 

öffentlichen Kaufangebots oder durch die Ausgabe von Andienungsrechten an die Aktionäre 

durchgeführt werden.  
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Beim Erwerb eigener Aktien durch ein öffentliches Kaufangebot, das an die Aktionäre gerichtet 

wird, kann jeder verkaufswillige Aktionär der Gesellschaft entscheiden, wie viele Aktien und, 

bei Festlegung einer Preisspanne, zu welchem Preis er diese anbieten möchte. Übersteigt die 

zum festgesetzten Preis angebotene Menge die von der Gesellschaft nachgefragte Anzahl an 

Aktien, erfolgt eine Zuteilung der Annahme der Verkaufsofferten. Hierbei soll es möglich sein, 

eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis zu maximal 

100 Stück Aktien je Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge 

bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und 

damit die technische Abwicklung zu erleichtern. 

Beim Erwerb eigener Aktien mittels den Aktionären zur Verfügung gestellten 

Andienungsrechten werden den Aktionären entsprechend den von ihnen gehaltenen Aktien 

Andienungsrechte zugeteilt. Die festgelegte Anzahl von Andienungsrechten je Anzahl Aktien 

berechtigt zur Veräußerung einer Aktie der Gesellschaft an diese. Die Andienungsrechte 

werden so ausgestaltet, dass die Gesellschaft nur zum Erwerb ganzer Aktien verpflichtet wird. 

Als Alternative besteht die Möglichkeit, jeweils ein Andienungsrecht auf eine bestimmte Anzahl 

Aktien zuzuteilen, die sich aus dem Verhältnis des Grundkapitals zum Rückkaufvolumen 

ergeben. In diesem Fall werden Teilandienungsrechte ausgeschlossen und verfallen.  

Beim Erwerb eigener Aktien durch ein öffentliches Kaufangebot oder durch die Ausgabe von 

Andienungsrechten bestimmen sich der Kaufpreis oder die Grenzwerte der Kaufpreisspanne 

je Aktie ohne Erwerbsnebenkosten nach dem durchschnittlichen Schlusskurs der Aktie im 

XETRA-Handel oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem der Frankfurter Wertpapierbörse 

an den letzten fünf Handelstagen vor dem Zeitpunkt der Entscheidung des Verwaltungsrats 

über die Veröffentlichung eines Kaufangebots und dürfen diesen um nicht mehr als 10 Prozent 

über- oder unterschreiten. 

Die Gesellschaft soll eigene Aktien verwenden können, um sie als Gegenleistung zum Beispiel 

im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen als Gegenleistung beim Erwerb von 

Unternehmen, Betrieben und Beteiligungen an Unternehmen anbieten zu können. In gleicher 

Weise sollen sie als Gegenleistung für den Erwerb von gewerblichen Schutzrechten, Lizenzen, 

Patenten, sonstigen Produktrechten oder sonstigen Vermögensgegenständen eingesetzt  
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werden können. Die aus diesem Grund vorgeschlagene Ermächtigung soll es der Gesellschaft 

ermöglichen, schnell, flexibel und liquiditätsschonend auf sich bietende Gelegenheiten zum 

Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen, von Lizenzen und Produktrechten oder anderen 

Vermögensgegenständen zu reagieren. Soweit mit Aktien als Akquisitionswährung gekauft 

wird, kann es im Einzelfall sinnvoll sein, nicht den gesamten Kaufpreis aus dem genehmigten 

Kapital zu schaffen, sondern für Teile des Kaufpreises auf eigene Aktien zurückzugreifen. Dem 

trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Rechnung. Die 

Entscheidung, ob im Einzelfall eigene Aktien oder Aktien aus einem genehmigten Kapital 

genutzt werden, trifft der Verwaltungsrat, wobei er sich allein vom Interesse der Aktionäre und 

der Gesellschaft leiten lässt. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der 

Verwaltungsrat sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. 

Dabei wird der Verwaltungsrat den Börsenkurs der Aktie berücksichtigen. Eine schematische 

Anknüpfung an einen Börsenkurs ist nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte 

Verhandlungsergebnisse nicht durch Kursschwankungen infrage zu stellen. 

Die Gesellschaft soll eigene Aktien ferner auch dazu nutzen können, um sie an Arbeitnehmer 

der Gesellschaft oder der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen auszugeben, 

diesen zum Erwerb anzubieten und auf diese zu übertragen.  

Die Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien soll die Möglichkeit umfassen, eigene, 

bereits börsenzugelassene Aktien zur Bedienung von Options- oder Wandlungsrechten oder 

die Erfüllung von Wandlungspflichten aus Schuldverschreibungen der Gesellschaft zu nutzen. 

Hierdurch soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, derartige Options- oder 

Wandelschuldverschreibungen mit Aktien zu bedienen, ohne das bedingte Kapital 

auszunutzen und die Zahl der Aktien zu erhöhen. Der Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre ist dafür Voraussetzung. 

Die Gesellschaft soll eigene Aktien ferner auch dazu nutzen können, um sie im Rahmen eines 

Mitarbeiterbeteiligungsprogramms entsprechend den dort festgelegten Bedingungen zu 

verwenden. 

Die Ermächtigung sieht die Möglichkeit vor, die erworbenen eigenen Aktien in anderer Weise 

als über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre zu veräußern, zum Beispiel an 

institutionelle Investoren oder zur Erschließung neuer Investorenkreise. Für die Gesellschaft  
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eröffnet sich damit die Möglichkeit, geeigneten (institutionellen) Investoren die Aktien 

anzubieten und den Aktionärskreis um in- und ausländische Aktionäre zu erweitern, was 

letztlich auch zur Stabilisierung des Wertes der Aktie führt. Die Gesellschaft kann darüber 

hinaus ihr Eigenkapital flexibel geschäftlichen Erfordernissen anpassen und auf günstige 

Börsensituationen reagieren, da im Falle der Veräußerung eine schnellere und 

kostengünstigere Platzierung der Aktien möglich ist, als dies unter Beachtung des 

Bezugsrechts der Aktionäre möglich wäre. Voraussetzung einer solchen Veräußerung ist, 

dass die Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenkurs der 

Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. 

Insoweit ist der durchschnittliche Börsenkurs an den fünf Börsenhandelstagen vor Abschluss 

der Vereinbarung zu beachten. Diese Ermächtigung beschränkt sich auf insgesamt höchstens 

10 Prozent des Grundkapitals der Gesellschaft oder auf 10 Prozent des Grundkapitals der 

Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung der Aktien, falls das Grundkapital zu diesem 

Zeitpunkt niedriger ist. Hinsichtlich des Ermächtigungsvolumens sind andere Fälle des 

erleichterten Bezugsrechtsausschlusses im Sinne von § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz 

einzubeziehen. Bei Festlegung des endgültigen Veräußerungspreises – unter 

Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten – soll ein Abschlag vom Börsenkurs so 

niedrig wie möglich bemessen werden. Die Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, ihre 

Beteiligungsquote durch Kauf von Aktien über die Börse aufrecht zu erhalten, während der 

Gesellschaft im Interesse der Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden, um 

kurzfristig günstige Börsensituationen auszunutzen. 

In all diesen Fällen muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen 

werden, damit die Aktien wie dargestellt verwendet werden können. Bei seiner Entscheidung 

über den Bezugsrechtsausschluss wird sich der Verwaltungsrat vom Interesse der Aktionäre 

leiten lassen und sorgfältig abwägen, ob der Bezugsrechtsausschluss im Interesse der 

Gesellschaft notwendig ist. Nur in diesem Fall wird das Bezugsrecht ausgeschlossen. Unter 

Abwägung aller Umstände ist die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss daher im 

Interesse der Gesellschaft geboten und unter den dargelegten Umständen angemessen. 

Schließlich sieht die Ermächtigung vor, dass erworbene eigene Aktien eingezogen werden 

können. Dabei soll die Einziehung sowohl dergestalt möglich sein, dass bei Einziehung das 

Grundkapital der Gesellschaft herabgesetzt wird, als auch ohne eine solche  
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Kapitalherabsetzung durch reine Einziehung der Aktien unter gleichzeitiger Erhöhung des auf 

die verbleibenden Aktien entfallenden anteiligen Betrags des Grundkapitals. Die Rechte der 

Aktionäre werden in keinem der beiden vorgenannten Fälle beeinträchtigt. 

Der Verwaltungsrat wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über eine Ausnutzung der 

Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien berichten. 

 

Heidelberg, im Mai 2020 

SNP Schneider-Neureither & Partner SE 

Der Verwaltungsrat 

 


